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Sie sind wirtschaftlich wichtig und gleichzeitig schwer 
zu bekommen – kritische Rohstoffe wie seltene Erden, 
Wolfram, Gallium oder Antimon haben im Zuge der 
Transformation zur Klimaneutralität und ihrer Bedeu-
tung für modernste Technik eine ökonomische Sonder-
stellung eingenommen. Länder, die über reiche Vorkom-
men solcher Rohstoffe verfügen, sind in einer 
vorteilhaften Lage – Deutschland gehört nicht dazu. 

Hinzu kommt, dass die Versorgung mit eben jenen 
wichtigen Rohstoffen in den vergangenen Jahren von 
Staaten zunehmend als Druckmittel verwendet wurde, 
um eigene geo- oder handelspolitische Interessen 
durchzusetzen. Das zentrale Problem ist China, das mit 
seiner Marktdominanz den Export von seltenen Erden 
inzwischen mehrfach erschwert und eingeschränkt hat, 
um politischen Druck auf die Abnehmerländer zu 
erzeugen. 

Deutschland ist auf den Import kritischer Rohstoffe 
angewiesen. Dabei spielen für die heimische Wirtschaft 
sowohl die direkten Einfuhren als auch die indirekten 
– also Vorprodukte und Bauteile, die kritische Rohstoffe 
enthalten – eine wichtige Rolle. 

Fast jedes neunte Unternehmen in Deutschland zählt 
zu den Abnehmern entsprechender Importe. Besonders 
hoch ist die Quote in der Industrie (Grafik):

18 Prozent der Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes beziehen direkt oder indirekt kritische 
Rohstoffe aus dem Ausland.

Vorbeugen statt 
zurücklehnen

Rohstoffe. Ein beträchtlicher Teil der deutschen Wirtschaft ist auf kritische 
Rohstoffe angewiesen. In vielen Fällen werden diese vor allem in China gefördert 
und durch chinesische Unternehmen verarbeitet. Im vergangenen Jahr hat Peking 
diese Marktmacht eingesetzt, um politischen Druck aufzubauen. Eine deutsche 
respektive eine europäische Rohstoffstrategie könnte diese Abhängigkeiten redu-
zieren helfen. Und auch die Unternehmen selbst müssen vorsorgen.

So viel Prozent der Unternehmen dieser Branche in Deutschland
waren im Jahr 2026 direkt oder indirekt auf kritische Rohsto�e
angewiesen    

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Kritische Rohsto�e: hohe wirtscha�liche Bedeutung bei gleichzeitig hohen Versorgungsrisiken 
Indirekter Bezug: kritische Rohsto�e in Vorprodukten oder Bauteilen   
Befragung von 893 Unternehmen von Februar bis April 2026

Unternehmensnahe Dienste

Energie/Bau

Verarbeitendes Gewerbe

Darunter:

Metall- und Elektro-Industrie
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Unter den Branchen sticht die Metall- und Elektro- 
Industrie hervor, wo 28 Prozent auf kritische Rohstoffe 
angewiesen sind.

Angesichts der bestehenden Importabhängigkeiten 
hätten eingeschränkte Lieferungen aus China diverse 
negative Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft. Das 
bestätigen auch die Ergebnisse einer aktuellen IW-Befra-
gung (Grafik):

88 Prozent der Unternehmen, die kritische Roh-
stoffe direkt oder indirekt beziehen, rechnen bei 
entsprechenden Lieferengpässen aus China mit 
höheren Beschaffungskosten. 61 Prozent der Betriebe 
müssten in diesem Fall ihre Produktion drosseln oder 
gar stoppen.

Angesichts der schwächelnden Konjunktur in der 
Bundesrepublik ist vor allem ein Ergebnis der Befragung 
bedenklich: Vier von zehn Unternehmen gehen davon 
aus, als Folge von schlechterer Versorgung mit kritischen 
Rohstoffen Kunden zu verlieren.

Um sich besser gegen Ausfälle und die starke Abhän-
gigkeit von China zu rüsten, braucht es daher eine klare 
Rohstoffstrategie auf deutscher und vor allem auf 
europäischer Ebene. Vorbild dafür könnte Japan sein. 
Die dortige Regierung hat bereits im Jahr 2010 eine 
gezielte Strategie entwickelt und umgesetzt. Zum einen 
investierte Japan dabei unter anderem in eine Mine für 
seltene Erden in Australien, um seine Bezugsquellen zu 
diversifizieren. Zum anderen arbeitete das Land intensiv 
daran, den Bedarf an kritischen Rohstoffen zu reduzie-
ren. Dazu investierte Japan sowohl in die Forschung zu 

technologischen Alternativen als auch in das Rohstoff- 
Recycling.  

Rückhalt aus der deutschen Wirtschaft hätte die EU 
für solch einen Maßnahmenkatalog:

Für den Kauf von kritischen Rohstoffen aus siche-
ren Quellen außerhalb Chinas würden 41 Prozent der 
Unternehmen selbst deutlich höhere Kosten akzeptie-
ren. Für weitere 42 Prozent wären geringfügig höhere 
Ausgaben in Ordnung.

Aber nicht nur die Politik ist gefragt, um Abhängigkei-
ten zu reduzieren. Die Unternehmen müssen ebenfalls 
vorsorgen – und sehen auch die Notwendigkeit:

Lagerhaltung. Angesichts der geopolitischen Krisen 
in den vergangenen Jahren fassen derzeit 63 Prozent der 
Unternehmen eine größere Lagerhaltung bei geringen 
bis hohen Kosten ins Auge. 

Produktionsumstellung. Je weniger kritische 
Rohstoffe gebraucht werden, umso besser. 72 Prozent 
der Unternehmen würden dafür auch Kostensteigerun-
gen in Kauf nehmen. 

Sekundärrohstoffe. Recycling sieht gut die Hälfte der 
Betriebe auch bei höheren Kosten als sinnvolle Option 
an, um Rohstoffe zu sparen und den externen Bedarf zu 
reduzieren.

So viel Prozent der Unternehmen in Deutschland, die direkt oder indirekt auf kritische Rohsto�e angewiesen sind, wären bei stär keren 
Exportbeschränkungen für diese stark/eher stark von folgenden Konsequenzen betro�en   

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Kritische Rohsto�e: hohe wirtscha�liche Bedeutung bei gleichzeitig hohen Versorgungsrisiken 
Indirekter Bezug: kritische Rohsto�e in Vorprodukten oder Bauteilen   
Befragung von 893 Unternehmen von Februar bis April 2026

Höhere Bescha�ungskosten

Lieferengpässe

Produktionsverzögerungen/
-stillstand
Unvollständige Erfüllung
von Kundenau�rägen

Höhere Lagerhaltungskosten

Verlust von Kunden

88  

71  

61  
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Aus IW-Trends 2/2026
Adriana Neligan, Cornelius Bähr, Hubertus Bardt, Edgar 
Schmitz: Kritische Rohstoffe – Unternehmensbetroffenheit, 
Versorgungsrisiken und Anpassungsstrategien
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Interview. Deutschland ist stark auf Importe kritischer 
Rohstoffe angewiesen. Um sich vom Hauptlieferland China 
unabhängiger zu machen, müssten alternative Lieferländer 
erschlossen und mehr Rohstoffe recycelt werden. All dies kostet 
Zeit und Geld, sagt Adriana Neligan, Senior Economist für 
Umwelt, Kreislaufwirtschaft und Nachhaltigkeit im IW.

„Versorgungssicherheit 
kostet“

Jedes neunte Unternehmen in 
Deutschland ist auf kritische 
Rohstoffe angewiesen. Wie viel 
Prozent dieser Rohstoffe werden 
importiert?

Fast alle. Neben direkten Roh- 
stoffimporten ist die indirekte 
Abhängigkeit über Vorprodukte von 
großer Bedeutung. China liefert 
beispielsweise mehr als 90 Prozent 
der Permanentmagnete, die etwa in 
Autos und Windkraftanlagen einge-
setzt werden.

Kritische Rohstoffe sind Rohstof-
fe, die eine hohe wirtschaftliche 
Bedeutung haben und die schlecht 
substituierbar sind, für die aber 
gleichzeitig ein hohes Versorgungs- 
risiko besteht, weil es sie nur in 
wenigen Ländern oder in Konflikt- 
regionen mit hohen geopolitischen 
Risiken gibt.  Viele dieser kritischen 

Rohstoffe wie seltene Erden, Wolfram 
oder Gallium stecken nicht nur in 
jedem Smartphone, sondern sind 
auch sehr wichtig für viele Zu-
kunftstechnologien.

Wie viele dieser Rohstoffe 
kommen aus China?

Bei vielen kritischen Rohstoffen 
hat China eine große Marktmacht, da 
das Land nicht nur die Förderung 
und Verarbeitung, sondern auch 
zahlreiche internationale Minen 
unter seiner Kontrolle hat. Zum 
Beispiel kontrolliert China rund 
70 Prozent der globalen Förderung 
von seltenen Erden, bei den weiteren 
Verarbeitungsstufen dominiert China 
noch stärker. Die Chinesen haben 
sich so geschickt eine dominante 
Marktposition auf verschiedenen 
Stufen der Wertschöpfungskette 
aufgebaut.

Hatte diese Marktmacht schon 
spürbare Konsequenzen auf die Be-
triebe in Deutschland?

Wir waren bisher noch von 
keinem absoluten Exportstopp 
betroffen, aber die Probleme begin-
nen weit davor. Die Praxis des Jahres 
2025 war eine stärkere Exportkon- 
trolle und Lieferung nur noch an 
zuvor lizensierte Unternehmen für 
bestimmte kritische Rohstoffe. Dafür 
mussten die Betriebe detaillierte 
Angaben zu ihren Geschäftsaktivitä-
ten und Lieferbeziehungen machen, 
was Tür und Tor für Industriespiona-
ge öffnet. In unserer Umfrage sehen 
37 Prozent der betroffenen Unter-
nehmen in Deutschland genau diese 
erzwungene Offenlegung von 
Geschäftsinformationen gegenüber 
chinesischen Behörden als sehr 
problematisch an.
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Hinzu kommt die extraterritoriale 
Wirkung: Wer Rohstoffe aus China 
bezieht, darf die daraus hergestellten 
Produkte unter Umständen nicht 
mehr in die USA exportieren. Das ist 
vor allem für exportorientierte 
Unternehmen schwierig.

Was würde denn passieren, 
wenn China einen kompletten 
Exportstopp verhängen würde?  

Dann könnte es neben höheren 
Beschaffungskosten oder Liefer- 
engpässen auch zu Produktionsdros-
selungen oder gar zu Produktions-
stopps bei drei von fünf der betroffe-
nen Unternehmen kommen. 

Das ließe sich verhindern, wenn 
es eine entsprechende Lagerhal-
tung gäbe.

Ja, und genau dafür wären die 
Unternehmen auch bereit, etwas 
mehr zu zahlen, wie unsere Befra-
gung verdeutlicht. Zwei Fünftel der 
betroffenen Unternehmen würden 
demnach für die Erhöhung der 
Sicherheitsbestände und der Lager-
haltung geringe Kostensteigerungen 
in Kauf nehmen, ein Fünftel sogar 
hohe Kostensteigerungen. Auch eine 
sichere nicht chinesische Beschaf-
fung würden sich acht von zehn der 
betroffenen Unternehmen etwas, 
darunter vier von zehn sogar einiges 
mehr kosten lassen.

Japan hat bereits 2010 gezielte 
Maßnahmen ergriffen, um seine 
Rohstoffabhängigkeit gegenüber 
China zu verringern, und unter 
anderem in eine australische Mine 
investiert. Hat die deutsche 
beziehungsweise die europäische 
Politik das Thema verschlafen?

Wir haben auf EU-Ebene den 
Critical Raw Materials Act, der uns 
mit ehrgeizigen Zielen den Rahmen 
gibt, bis 2030 mehr kritische Rohstof-
fe selbst zu fördern und mehr zu 
recyceln. Die Umsetzung gestaltet 
sich schwierig, da Europa bei vielen 
kritischen Rohstoffen kaum eigene 
Kapazitäten hat und Planungs- und 

Genehmigungszeiten langwierig 
sind. Bergbau braucht Zeit.

Deutschland hat einen Rohstoff-
fonds im Rahmen der nationalen 
Rohstoffstrategie eingerichtet, der 
Gelder für Investitionen in Projekte 
zur Rohstoffgewinnung und -weiter-
verarbeitung sowie Recyclinganlagen 
bereithält. Deutschland fördert da- 
mit erste Projekte, wie die Lithium-
förderung am Oberrheingraben.

Wie könnte es weitergehen?
Der Staat könnte Forschung zu 

kritischen Rohstoffen fördern, die 
untersucht, wie sich solche Materiali-
en substituieren lassen oder wie man 
Produkte so designt, dass man sie 
wieder recyceln kann. Denn die 
Kreislaufwirtschaft kann langfristig 
zur Versorgungssicherheit beitragen, 
auch wenn sie bei vielen kritischen 
Rohstoffen technisch und wirtschaft-
lich noch kaum etabliert ist. Kupfer 
und Aluminium etwa lassen sich sehr 
gut recyceln, aber bei Gallium, 
Germanium oder Lithium spielt die 
Wiederverwertung bisher nur eine 
untergeordnete Rolle. Der Critical 
Raw Materials Act hat bis 2030 ein 
Recyclingziel von 25 Prozent, es wird 

also perspektivisch mehr Recycling 
von kritischen Rohstoffen geben. 

Ist Recycling das Allheilmittel?
Selbst wenn die Recyclingtechno-

logien vorhanden wären, werden wir 
bei einer stark wachsenden Nachfra-
ge in Deutschland auch weiterhin 
Primärrohstoffe benötigen. Wir 
brauchen deshalb drei Bausteine: die 
heimische Förderung, Importe und 
das Recycling. 

Wie erfolgversprechend ist die 
heimische Förderung?

Die EU bleibt trotz einzelner 
Förderaktivitäten ein kleiner Produ-
zent kritischer Rohstoffe im globalen 
Vergleich. Selbst führende EU-Produ-
zenten wie Finnland tragen nur gut 
1 Prozent zur globalen Nickelproduk-
tion bei. Die Deutsche Rohstoffagen-
tur listet aktuell 150 Explorations- 
aktivitäten auf, diese sind aber alle in 
sehr frühen Phasen und mit erheb- 
lichen Investitionen verbunden. Ich 
glaube deshalb, dass die Rohstoff- 
abhängigkeiten nicht ganz so schnell 
abzubauen sind, wie wir es gerne 
hätten. Umso wichtiger ist es, dass 
die EU die Problematik erkannt hat 
und nun handelt.
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Wer in Deutschland bei einem 
Handwerksbetrieb um einen Termin 
bittet, muss oft ziemlich lange 
warten. Vor allem, wer ein Haus baut 
oder seine Wohnung renovieren 
lassen möchte, kann ein Lied davon 
singen. Auch ganz allgemein gehört 
das Handwerk zu den Wirtschafts- 
bereichen, in dem der Fachkräfte-
mangel besonders augenfällig ist. An 
der Knappheit hat die seit einigen 

Geselle gesucht

Fachkräftelücke. Vielen Handwerksbetrieben fehlen nach wie vor qualifizierte 
Mitarbeiter. Das liegt keineswegs daran, dass handwerkliche Berufe für junge 
Menschen generell unattraktiv wären – in einigen Gewerken wächst schlicht der 
Bedarf an Nachwuchskräften schneller als die Bewerberzahl.

Jahren schwache Konjunktur nur 
wenig geändert – nach wie vor 
können die Betriebe zahlreiche 
Stellen nicht besetzen, weil es 
schlicht keine geeigneten Arbeits- 
losen gibt (Grafik):

Die Fachkräftelücke im Hand-
werk betrug im Jahresdurch-
schnitt 2025 trotz sinkender 
Tendenz immer noch mehr als 
97.000 Personen.

Absolut betrachtet, ist die Zahl 
der fehlenden Gesellen am höchsten. 
Schaut man aber auf die sogenannte 
Stellenüberhangsquote, also den 
Anteil der nicht besetzbaren Arbeits-
plätze an allen offenen Stellen, ist 
diese bei Meistern und Fortbildungs-
absolventen wie Technikern und 
Betriebsfachwirten mit nahezu 
50 Prozent deutlich höher als bei 
Gesellen mit rund 30 Prozent.

Das Problem betrifft in jedem Fall 
viele Gewerke:

Im Jahr 2025 wiesen 59 der 
insgesamt 115 Handwerksberufe 
Fachkräfteengpässe auf.

Vielfach haben die Handwerks- 
betriebe schon lange große Mühen, 
passende Mitarbeiter zu finden – in 
35 Berufen besteht der Mangel seit 
mindestens zehn Jahren.

Aktuell sind die Lücken unter 
anderem in jenen Berufen am 
größten, die für das Gelingen der 
Energiewende besonders bedeutsam 
sind (Grafik Seite 7):

In der Bauelektrik fehlten im 
Schnitt des Jahres 2025 mehr als 
16.000 Gesellen, im Bereich 
Sanitär, Heizung und Klimatechnik 
waren es fast 11.000.

Erhebliche Fachkräfteengpässe 
gibt es aber beispielsweise auch in 
Berufen des Hoch- und Tiefbaus, die 

Handwerk: Die Fachkräftelücke bleibt groß  

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Fachkrä�elücke: So viele Stellen konnten rechnerisch nicht besetzt werden, da es bundesweit keine Arbeitslosen gab, die für 
eine entsprechende Stelle qualifiziert waren. Weil beispielsweise ein Dachdecker nicht als Augenoptiker beschä�igt werden 
kann, kann eine Fachkrä�elücke auch dann vorliegen, wenn es im Handwerk insgesamt mehr Arbeitslose als o�ene Stellen gibt – 
wie in den Jahren bis 2015.

Arbeitsmarktdaten für Handwerksberufe in Deutschland, Jahresdurchschnitte
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für die Erweiterung und Modernisie-
rung der Infrastruktur wichtig sind. 
Weitere Bereiche mit einer nennens-
werten Fachkräftelücke in Hand-
werksberufen sind das Gesundheits-
handwerk (hierzu zählen die 
Gewerke Optik, Akustik, Prothesen-
bau und Zahntechnik) und das 
Lebensmittelhandwerk.

Insgesamt zeigt sich der Ausbil-
dungsmarkt im Handwerk noch 
angespannter als über alle Wirt-
schaftszweige hinweg. Da liegt es 
nahe zu vermuten, dass die Hand-
werksberufe für junge Menschen zu 
wenig attraktiv seien – sei es wegen 
eines schlechten Images oder der als 
zu niedrig empfundenen Ausbil-
dungsvergütung.

Doch all dies trifft so pauschal 
nicht zu. Zwar gibt es Berufe, die 
tatsächlich in einer Ausbildungskrise 
stecken – wo also sowohl die Bewer-
ber- als auch die Lehrstellenzahlen 
sinken. Dies ist unter anderem im 

Handwerk: Die Berufe mit den größten Fachkräftelücken 
So viele Stellen auf diesem Qualifikationsniveau konnten in Deutschland im Jahresdurchschnitt 2025 rechnerisch nicht besetzt we rden,
weil es keine entsprechend qualifizierten Arbeitslosen gab   

Anteil rechnerisch nicht besetzbarer Stellen in Prozent aller o�enen Stellen (Stellenüberhangsquote)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Bauelektrik 

Geselle

Meister

Kra�fahrzeugtechnik 

Sanitär, Heizung, Klimatechnik

Metallbau 

Verkauf von Fleischwaren 

Aufsicht – Fahrzeug-, Lu�-, Raumfahrt- und Schi�bautechnik

Aufsicht – Klempnerei, Sanitär, Heizung, Klimatechnik

Aufsicht – Medizin-, Orthopädie- und Rehatechnik

Aufsicht – Hochbau 

Aufsicht – Tiefbau 

70,616.270

13.327

10.941

6.513

4.665
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1.344

1.194

1.190

60,6

70,6

60,6

76,7

63,3

75,1

82,1

64,7

87,2

Metallbau, im Holz-, Möbel- und 
Innenausbau sowie in der Augenop-
tik der Fall.

Eine positive Entwicklung ist 
dagegen gerade in Berufen zu 
verzeichnen, die für den Ausbau 
klimafreundlicher Technologien von 
zentraler Bedeutung sind. So steigen 
die Bewerberzahlen für einen 
Ausbildungsplatz in der Bauelektrik, 
der Sanitär-, Heizungs- und Klima-
technik sowie der Dachdeckerei seit 
Jahren. Auch gibt es immer mehr 
Ausbildungsangebote. Nur vollzieht 
sich diese Renaissance der Ausbil-
dung schlicht zu langsam, um mit 
dem wachsenden Bedarf an Fach-
kräften rund um das Thema Energie-
wende Schritt zu halten. Zudem gibt 
es Passungsprobleme – die poten-
ziellen Azubis leben oft nicht da, wo 
die Betriebe angesiedelt sind.

Entsprechend besteht Hand-
lungsbedarf. Denn wo heute keine 
Gesellen ausgebildet werden, fehlen 

morgen Meister und müssen über-
morgen Betriebe schließen. Das 
Kompetenzzentrum Fachkräftesiche-
rung unterstützt kleine und mittlere 
Unternehmen unter anderem dabei, 
Zielgruppen für ihre Ausbildungs-
plätze optimal anzusprechen (siehe 
kofa.de).

Aber auch die Politik ist gefordert. 
Um Angebot und Nachfrage am 
Ausbildungsmarkt noch besser 
zusammenzubringen, wäre es 
beispielsweise wichtig, die praxis- 
nahe Berufsorientierung an allen 
Schulformen zu stärken und die 
Mobilität der Azubis zu unterstüt- 
zen – etwa durch mehr Wohnheime. 
Zudem gilt es, die Zuwanderung 
qualifizierter Fachkräfte aus dem 
Ausland weiter zu fördern.

KOFA Kompakt 7/2026
Lydia Malin, Yasin Küçükyavuz: Fach-
kräftesicherung im Handwerk – Ausbil-
dung zwischen Krise und Renaissance
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Die eigenen vier Wände bleiben 
weiterhin für viele Bundesbürger ein 
erstrebenswertes Ziel. Der Blick auf 
die Preise der Inserate in Online- 
Portalen oder beim örtlichen Makler 
verpassen der Kauflaune aber oft 

Kaufen oder lieber nicht?

Immobilien. Einfamilienhäuser in Deutschland bleiben in Summe bezahlbar, 
zeigt der aktuelle IW-Erschwinglichkeitsindex. Regional gibt es allerdings deut-
liche Unterschiede. Während die Bedingungen in einigen ländlichen Regionen in 
Norddeutschland sehr gut sind, wird es rund um München aufgrund der hohen 
Preise schwierig mit der Finanzierung. Ein zunehmend wichtiger Faktor beim 
Immobilienkauf ist zudem die Energieeffizienz.

Quellen: Interhyp AG, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Volltilgerdarlehen: Die Zinsen für eine Immobilienfinanzierung sind für 30 Jahre festgeschrieben und der Kredit wird
innerhalb dieses Zeitraums komplett zurückgezahlt. Der Kreditnehmer ist am Ende der Laufzeit also schuldenfrei;
Einkommen: verfügbares Haushaltsnettoeinkommen      

IW-Erschwinglichkeitsindex: Stabilität eingekehrt  
Ein Indexwert von 100 bedeutet, dass das Nettoeinkommen des betrachteten 
Modellhaushalts gerade ausreicht, um die monatlichen Ausgaben für ein Volltilger-
darlehen zum Erwerb von Wohneigentum finanzieren zu können. Indexwerte über 
100 bedeuten ein besseres Einkommens-Finanzierungskosten-Verhältnis und damit 
eine bessere Erschwinglichkeit, Indexwerte unter 100 zeigen folglich eine schlechtere 
Erschwinglichkeit an.
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einen Dämpfer. Doch pauschal lässt 
sich nicht sagen, ob sich der Traum 
vom Eigenheim finanzieren lässt 
oder die Kosten zu hoch sind. 
Aufschluss darüber, ob ein Haushalt 
den Kauf stemmen kann, gibt der 

vom IW für die Interhyp AG erstellte 
Erschwinglichkeitsindex.

Er zeigt die finanzielle Belastung 
beim Erwerb eines standardisierten 
Einfamilienhauses zur Selbstnutzung 
für einen Modellhaushalt mit zwei 
Erwerbstätigen, die ein Einkommen 
am oberen Rand der mittleren 
Einkommensgruppe aller Haushalte 
erzielen und zwei Kinder haben.  

Der Indexwert beträgt 100, wenn 
das Haushaltsnettoeinkommen 
gerade ausreicht, um monatliche 
Finanzierungsausgaben – die soge- 
nannte Annuität – zu stemmen. Sie 
sollten nicht mehr als 35 Prozent des 
verfügbaren Einkommens betragen. 
Ist das Einkommen des Modellhaus-
halts in einer bestimmten Region 
höher oder die Annuität niedriger, 
liegt der Indexwert über 100. Damit 
gilt die Lage als erschwinglicher. 
Indexwerte unter 100 bedeuten, dass 
Wohneigentum für den betrachteten 
Haushaltstyp schwieriger zu finanzie-
ren ist.

Aktuell ist die Lage für potenzielle 
Käufer in Deutschland grundsätzlich 
ordentlich (Grafik):

Im Juni 2026 betrug der bun-
desweite Erschwinglichkeitsindex 
103, damit ist Wohneigentum rein 
rechnerisch erschwinglich.

Im Vergleich zum Juni 2024 hat 
sich der Wert um 2 Punkte verbes-
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sert. Generell ist seit einiger Zeit aber 
eine Seitwärtsbewegung zu erken-
nen. Dass die Erschwinglichkeit nicht 
steigt, liegt unter anderem an den 
recht hohen Hypothekenzinsen.

In der detaillierteren Betrachtung 
zeigt sich, dass die Erschwinglichkeit 
deutschlandweit unterschiedlich 
ausfällt. Vor allem ostdeutsche 
Flächenländer sowie strukturschwä-
chere norddeutsche Regionen 
weisen aufgrund moderater Kauf-
preise für Einfamilienhäuser eine 
deutlich bessere Erschwinglichkeits-
lage auf als der wirtschaftsstarke 
Süden und die Stadtstaaten. Am 
günstigsten ist das Verhältnis von 
Kaufpreis und Einkommen im hohen 
Norden (Grafik):

Im Kreis Steinburg in Schleswig- 
Holstein beträgt der Erschwing-
lichkeitsindex 187 Punkte. Der 
angrenzende Kreis Dithmarschen 
landet mit einem Indexwert von 
177 Punkten auf Rang drei.

Wesentlich schwieriger ist der 
Erwerb von Wohneigentum dagegen 
rund um München. Die fünf Kreise 
mit den niedrigsten Indexwerten 
liegen allesamt rund um die bayeri-
sche Landeshauptstadt und kommen 
nicht über 60 Indexpunkte hinaus. 
Auch München selbst ist mit einem 
Wert von 63 für Immobilienkäufer 
kein gutes Pflaster.

Andere Großstädte schneiden 
deutlich besser ab, auch wenn keine 
der deutschen Metropolen den 
Bundesdurchschnitt erreicht. Am 
besten stehen Hamburg (92 Punkte) 
und Stuttgart (90 Punkte) da.

Die wirtschaftliche Bewertung 
eines Einfamilienhauses lässt sich 
allerdings nicht auf den Kaufpreis 
und die Annuität beschränken. Ein 
wesentlicher Faktor ist inzwischen 
die Energieeffizienz. Für manch 
einen könnte es sich lohnen, eine 
günstigere Immobilie mit modera-
tem Sanierungsbedarf zu erwerben 
und dadurch die Finanzierung auf 

solide Füße zu stellen. Laut IW-Be-
rechnungen ist das vor allem in 
Thüringen attraktiv:

Der prozentuale Preisabschlag 
für ein Einfamilienhaus mit Ener-
gieeffizienzklasse D gegenüber 
Objekten mit A+, A und B liegt in 
Thüringen derzeit bei 17 Prozent.

Hamburg und Bremen folgen mit 
jeweils 13 Prozent. Auch in Schles-
wig-Holstein (12 Prozent) und 
Niedersachsen (10 Prozent) gibt es 
deutliche Abschläge. In Brandenburg 
ist er mit 5 Prozent am niedrigsten. 

Für Käufer kann ein Haus der Klasse 
D – je nach Wohnort – einen wirt-
schaftlich interessanten Mittelweg 
darstellen. Ob sich der Preisvorteil 
tatsächlich auszahlt, hängt jedoch 
vom konkreten Gebäude ab. Die 
Effizienzklasse allein ersetzt weder 
eine technische Prüfung noch eine 
belastbare Kalkulation der Moderni-
sierungskosten.

IW-Erschwinglichkeitsindex: Große regionale Unterschiede 
Städte und Landkreise mit den höchsten und niedrigsten Indexwerten 

Ein Indexwert von 100 bedeutet, dass das Nettoeinkommen des betrachteten 
Modellhaushalts gerade ausreicht, um die monatlichen Ausgaben für ein Volltilger-
darlehen zum Erwerb von Wohneigentum finanzieren zu können. Indexwerte über 100 
bedeuten ein besseres Einkommens-Finanzierungskosten-Verhältnis und damit eine 
bessere Erschwinglichkeit, Indexwerte unter 100 zeigen folglich eine schlechtere 
Erschwinglichkeit an.

Quellen: Interhyp AG, Institut der deutschen Wirtscha� 
© 2026 IW Medien / iwd

Volltilgerdarlehen: Die Zinsen für eine Immobilienfinanzierung sind für 30 Jahre 
festgeschrieben und der Kredit wird innerhalb dieses Zeitraums komplett zurückgezahlt.
Der Kreditnehmer ist am Ende der Laufzeit also schuldenfrei;
Einkommen: verfügbares Haushaltsnettoeinkommen

Steinburg
(Schleswig-Holstein)

Rhön-Grabfeld
(Bayern)

Dithmarschen
(Schleswig-Holstein)

Sonneberg
(Thüringen)

Salzgitter
(Niedersachsen)

....

Erding
(Bayern)

Bad Tölz-Wolfratshausen
(Bayern)

Dachau
(Bayern)

Miesbach
(Bayern)

Garmisch-Patenkirchen
(Bayern)

187
184
177
176
175

60
59
58
53
53

Gutachten
Pekka Sagner, Michael Voigtländer, Julian 
Kappler: Interhyp-IW-Erschwinglichkeitsindex
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Ostdeutschland hat ein Arbeits-
kräfteproblem: Von Dezember 2023 
bis Dezember 2025 haben die fünf 
Flächenbundesländer und Berlin per 
saldo rund 141.000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte mit 
deutscher Staatsangehörigkeit 
vorwiegend durch Renteneintritt 
verloren. Das entspricht einem 
Beschäftigungsrückgang von 2,5 Pro- 
zent. Demgegenüber steht ein Plus 
bei der Zahl der Beschäftigten ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit von 
90.000. Dadurch ist die Arbeitskräfte-
basis im betrachteten Zeitraum 
unterm Strich nur um 0,8 Prozent 
zurückgegangen.

Die sinkende Zahl an Arbeitskräf-
ten mit deutscher Staatsangehörig-
keit ist – mit Ausnahme von Berlin –
kein kurzfristiger Trend, sondern 
schon seit vielen Jahren zu beobach-
ten. Entsprechend dieser Ab- und 
Zugänge hat sich auch die Zusam-
mensetzung der Belegschaften 
verändert:

Der Anteil der nicht deutschen 
Staatsangehörigen an der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung in Ostdeutschland lag im 
Dezember 2025 bei 13,3 Prozent, 
zehn Jahre zuvor waren es erst 
4,8 Prozent.

Wenn mehr ausländische Staats-
bürger arbeiten, wirkt sich das 
zwangsläufig auch auf die Wert-
schöpfungsanteile aus (Grafik):

Arbeitskraft von außen
Ostdeutschland. In den ostdeutschen Bundesländern gehen altersbedingt und 
durch Abwanderung zunehmend Arbeitskräfte verloren. Ausländische Beschäf-
tigte schließen einen Teil dieser Lücke und tragen damit entscheidend zur Wert-
schöpfung vor Ort bei. Um den Wohlstand dauerhaft zu sichern, ist eine verstärk-
te Zuwanderung von Arbeitskräften aus Drittstaaten zwingend nötig.

Im Jahr 2025 waren Beschäftig-
te ohne deutschen Pass in Ost-
deutschland für 10,5 Prozent der 
Wertschöpfung verantwortlich – 
das entspricht einem Wert von 
68,3 Milliarden Euro.

Nimmt man noch die indirekten 
und induzierten Effekte wie bei-
spielsweise die Konsumausgaben 
der Beschäftigten hinzu, erhöht sich 
der Beitrag der Personen ohne 
deutschen Pass zur Wertschöpfung 
auf 92,4 Milliarden Euro.

Viele dieser Arbeitskräfte stam-
men aus Osteuropa. Knapp 30 Pro- 
zent der insgesamt 845.000 ausländi-
schen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in Ostdeutschland 
kommen aus Ländern, die der EU seit 

dem Jahr 2004 beigetreten sind. Da 
aus diesen Staaten inzwischen mehr 
Menschen in ihre Heimat zurückkeh-
ren, als neue nach Deutschland 
kommen, muss sich die Suche nach 
Arbeitskräften auf außereuropäische 
Drittstaaten konzentrieren. Sollte es 
nicht gelingen, ausländische Arbeits-
kräfte in größerem Maße anzuwer-
ben, drohen in Ostdeutschland nicht 
nur Wohlstandsverluste, sondern 
möglicherweise auch Versorgungs-
engpässe, beispielsweise in der 
Pflege.

IW-Kurzbericht 53/2026
Wido Geis-Thöne, Benita Zink: Zuwanderung 
leistet einen großen Beitrag zur Wertschöpfung 
im Osten

Ausländische Beschäftigte leisten
wichtigen Beitrag zur Wertschöpfung 
So viel Prozent der Wertschöpfung in diesen ostdeutschen Bundesländern
erwirtscha�eten im Jahr 2025 sozialversicherungspflichtig und geringfügig
Beschä�igte ohne deutsche Staatsbürgerscha�     

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistische Ämter des Bundes und der Länder, IW Consult
© 2026 IW Medien / iwd

Berlin
Brandenburg
Thüringen

Sachsen
Sachsen-Anhalt
Mecklenburg-Vorpommern

34,3
9,3
5,4

10,9
5,0
3,6

17,3
9,8

7,4
7,2

6,7
6,2

in Milliarden Euro

Ostdeutschland insgesamt 10,5 68,3
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Rechtsstaatlichkeit, Planungs- 
sicherheit, Freiheit: All diese Fakto-
ren sind essenziell für erfolgreiches 
unternehmerisches Handeln. Und sie 
haben eine gemeinsame Basis – die 
Demokratie. Dieser Zusammenhang 
ist den Firmenlenkern in Deutsch-
land sehr bewusst (Grafik):

Sowohl in West- als auch in 
Ostdeutschland sagen mehr als 
neun von zehn Unternehmen, dass 
die Demokratie für den hiesigen 
Wirtschaftsstandort wichtig ist.

Folgerichtig engagieren sich gut 
82 Prozent der Firmen im Westen für 
die Demokratie, im Osten sind es mit 
rund 76 Prozent kaum weniger. 
Allerdings sind viele Maßnahmen in 
erster Linie nach innen gerichtet. Vor 
allem die ostdeutschen Unterneh-
men halten sich zurück, wenn es um 
öffentlich sichtbare und explizit 
politische Formen des Engagements 
wie beispielsweise Wahlaufrufe geht.

Ein klares West-Ost-Gefälle gibt es 
auch beim unternehmerischen 
Rollenverständnis:

Während in Westdeutschland 
fast zwei Drittel der Firmenlenker 
sagen, es sei explizit die Aufgabe 
von Unternehmen, sich für die 
Stabilisierung der Demokratie 
einzusetzen, ist im Osten weniger 
als die Hälfte dieser Ansicht.

Zudem halten es weniger als vier 
von zehn Firmenchefs in Ostdeutsch-

Gehemmtes Engagement

Unternehmen. Fast alle Firmen in Deutschland sind überzeugt, dass die Demo-
kratie für den Wirtschaftsstandort Deutschland von großer Bedeutung ist. In den 
ostdeutschen Bundesländern halten es allerdings weniger Unternehmen als im 
Westen für geboten, sich für die Stabilisierung der Demokratie einzusetzen.

land für angemessen, dass Politiker 
oder die Zivilgesellschaft die Unter-
nehmen explizit auffordern, sich für 
die Demokratie einzusetzen.

Hier dürfte sich neben einem eher 
funktionalistischen Verständnis des 
Unternehmertums im Osten auch 
bemerkbar machen, dass dort die 
gesellschaftliche Polarisierung als 
stärker wahrgenommen wird. 
Entsprechend nennen die Unterneh-
men in Ostdeutschland häufiger als 
die Firmen im Westen Boykottaufrufe 

und Hasskommentare oder auch 
Konflikte mit der Belegschaft als 
Hemmnisse für ihr Demokratie- 
engagement. Der weitaus häufigste 
Grund für fehlendes oder einge-
schränktes Engagement sind jedoch 
überall mangelnde finanzielle oder 
personelle Ressourcen.

Was Unternehmen zum �ema Demokratie sagen 
in Prozent

Westdeutschland Ostdeutschland

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Befragung von insgesamt 903 Unternehmen vom 9. Februar bis 13. März 2026 im Rahmen des IW-Zukun�spanels 

Demokratie
und
Engagement

Demokratie ist wichtig für
Wirtscha�sstandort D

Eigenes
Demokratieengagement
Gefährdung der Demokratie
wahrgenommen
Unternehmen sollten demokratie-
stabilisierende Rolle einnehmen
Unternehmen sollten aufgefordert
werden, sich für Demokratie einzusetzen

Fehlende Ressourcen

Konflikte mit Kunden/Lieferanten

Boykotte/Hasskommentare

Konflikte mit der Belegscha�

Rolle von
Unternehmen

Engagement-
hemmnisse

93,7
90,2

82,3
75,9

54,6
60,3
64,7

47,7
52,0

39,3
62,4

56,6
25,8
28,1

20,3
24,9

19,3
25,7

IW-Kurzbericht 51/2026 
Knut Bergmann, Matthias Diermeier: Demokra-
tieengagement – ostdeutsche Unternehmen in 
der Defensive
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Die Landtagswahl am 6. Septem-
ber in Sachsen-Anhalt ist schon jetzt 
eine der meistbeachteten Landtags-
wahlen in der Geschichte der Bun-
desrepublik. Denn von den knapp 
1,7 Millionen Wahlberechtigten 
hängt ab, ob Sachsen-Anhalt das 
erste Bundesland sein wird, in dem 
die AfD den Regierungschef stellt. 
Der Landesverfassungsschutz hat 
den AfD-Landesverband Sachsen- 
Anhalt bereits im November 2023 als 
„gesichert rechtsextremistische 
Bestrebung“ eingestuft.

Die Meinungsforschungsinstitute 
sehen die AfD bei einem Stimmen- 
anteil von bis zu 43 Prozent, für die 

Testfall Sachsen-Anhalt
Landtagswahl. In Sachsen-Anhalt könnte erstmals eine rechtsextreme Partei die 
Regierungsgeschäfte in einem Bundesland übernehmen. Doch die wirtschaftspoliti-
schen Ideen der AfD gelten weder als finanzierbar noch als erfolgversprechend.

absolute Mehrheit der Mandate im 
Magdeburger Landtag könnten bei 
vier Parteien im Parlament im 
Extremfall schon knapp 43 Prozent 
ausreichen. Zum Vergleich: Bei der 
Landtagswahl 2021 kam die AfD mit 
20,8 Prozent der Stimmen auf 
weniger als die Hälfte. Die CDU, die 
vor fünf Jahren 37 Prozent der 
Wähler für sich gewinnen konnte, 
kommt laut Prognosen derzeit auf 
nur noch 23 Prozent. Die amtierende 
Koalition aus CDU, SPD und FDP hat 
den Demoskopen zufolge kaum 
Chancen, weiterregieren zu können.

Wer auch immer am Domplatz in 
Magdeburg einziehen wird, muss auf 

jeden Fall den politischen Schwer-
punkt auf die Wirtschaft des Landes 
legen. Denn Sachsen-Anhalt ist kein 
reiches Land. Es erhielt 2025 als 
Nehmerland im Rahmen des Finanz-
ausgleichs der Bundesländer rund 
1,9 Milliarden Euro – nur Berlin, 
Sachsen und Thüringen bekamen 
mehr. Hinzu kommen umfangreiche 
Mittel für wichtige Infrastrukturpro-
jekte von der EU. Dennoch bleibt der 
Abstand zum Bundesdurchschnitt 
groß (Grafik):

Das Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner lag in Sachsen-Anhalt 
im Jahr 2025 bei rund 38.450 Euro, 
Deutschland insgesamt kam auf 
gut 53.500 Euro je Einwohner.

Das Afd-Wahlprogramm sieht 
unter anderem vor, Sonderwirt-
schaftszonen in strukturschwachen 
Regionen mit geringeren Steuern 
einzurichten und Genehmigungsver-
fahren für Unternehmen zu be-
schleunigen. Auf der Agenda stehen 
auch die Förderung und Technisie-
rung von kleinen und mittelständi-
schen Betrieben, günstigere Energie, 
ein umfassender Bürokratieabbau 
sowie neue patriotische Tourismus-
konzepte. Allerdings hätte eine 
AfD-geführte Landesregierung bei 
einigen dieser Themen gar nicht die 
Kompetenz, ihre Pläne umzusetzen. 
So sind es die Kommunen, die über 
niedrigere Gewerbesteuern zu 
entscheiden haben. Und wie teuer 
Energiegüter sind, hängt zu einem 
wesentlichen Teil von Regelungen 
und Rahmenbedingungen auf 

Sachsen-Anhalt in Zahlen 

Sachsen-Anhalt

38.452

3,5

1,1

Deutschland

53.516

24,7

8,0 6,3

17,0

48,7 48,9

2026
WAHL

Bruttoinlandsprodukt
je Einwohner in Euro 

Arbeitslosenquote in Prozent

Bruttoinlandsprodukt –
reale Veränderung gegenüber 2010
in Prozent

Zahl der sozialversicherungspflichtig
Beschä�igten – Veränderung
gegenüber 2010 in Prozent

Glasfaserversorgung der privaten
Haushalte mit mindestens 1.000
Megabit pro Sekunde in Prozent  

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Bundesnetzagentur, Volkswirtscha�liche Gesamtrechnungen der Länder 
© 2026 IW Medien / iwd

im Jahr 2025
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Bundes-, europäischer und globaler 
Ebene ab. Zudem hat das Leibniz-In-
stitut für Wirtschaftsforschung Halle 
die Haushaltspläne der AfD für 
Sachsen-Anhalt durchgerechnet und 
mit einer Lücke von mindestens 
2,2 Milliarden Euro als nicht finan-
zierbar eingestuft.

Riskant sind auch die migrations- 
und europapolitischen Leitlinien des 
AfD-Wahlprogramms, die Investoren 
abschrecken, die Standortattraktivi-

tät mindern und den Fachkräfte- 
mangel verschärfen würden. In den 
kommenden zehn Jahren gehen laut 
Institut für Mittelstands- und Regio-
nalentwicklung in Sachsen-Anhalt 
360.000 Menschen in Rente, aber nur 
190.000 dürften nachrücken. Um die 
Lücke von 170.000 Arbeitskräften zu 
schließen, braucht es deshalb 
ausländische Arbeitskräfte (siehe 
Seite 10). Die AfD spricht sich jedoch 
für eine Begrenzung der Zuwande-

rung aus. Sie setzt stattdessen auf 
Begrüßungsgelder für deutsche 
Babys, ein zusätzliches landeseige-
nes Kindergeld und kostenlose 
Kitaplätze, um die Geburtenrate in 
Sachsen-Anhalt zu steigern. Dieser 
Nachwuchs, falls er sich denn 
einstellen würde, könnte allerdings 
frühestens in zwei Jahrzehnten zur 
Fachkräftesicherung beitragen und 
wäre keine Lösung für die aktuellen 
Engpässe.

Kleine Anfragen sind ein Instru-
ment der parlamentarischen Kon- 
trolle, sie werden meist von der 
Opposition genutzt. Sie können im 
Deutschen Bundestag und in den 
Landesparlamenten gestellt werden 
und müssen binnen kurzer Frist 
beantwortet werden. 

In Sachsen-Anhalt kann, wie in 
den meisten anderen Bundeslän-
dern, jeder Abgeordnete Kleine 
Anfragen an die Landesregierung 
stellen. Besonders emsig waren in 
der vergangenen Legislaturperiode 
die AfD-Abgeordneten (Grafik):

Zwischen April 2016 und Anfang 
Juli 2021 hat die AfD mehr als 
1.770 Kleine Anfragen an die 

AfD: Eher skandalisieren als kontrollieren

sachsen-anhaltinische Landes- 
regierung gerichtet.

Nimmt man die laufende Amts-
zeit bis Mitte Juni 2026 hinzu, kam 
fast ein Drittel aller Kleinen Anfragen 
in der siebten und achten Legislatur-
periode in Sachsen-Anhalt von der 
AfD.

Die AfD-Anfragen selbst zeigen 
über beide Wahlperioden hinweg ein 
hohes Maß an thematischer Kontinu-
ität: Weit vorn liegen Migration und 
innere Sicherheit. Auch sieht es so 
aus, als würde die AfD in Sachsen- 
Anhalt das Instrument weniger zur 
Kontrolle der Regierung einsetzen – 
vielmehr geht es ihr vor allem 
darum, Themen zu skandalisieren 

und damit ihre Anhänger zu mobili-
sieren. Das zeigt sich auch bei einer 
inhaltlichen Analyse der AfD-Anfra-
gen im Bereich Bildung. In der lau- 
fenden Legislaturperiode stellte die 
AfD bislang 27 Anfragen zu konkreten 
Inhalten in Lehrplänen und For-
schungsangeboten, darunter zu 
politisch beziehungsweise gesell-
schaftlich kontroversen Inhalten wie 
der Vermittlung von Familienbildern 
in Grundschulen oder dem Holocaust 
als Unterrichtsgegenstand.

Sachsen-Anhalt: Viele Fragen von der Opposition
So viele Kleine Anfragen stellten diese Parteien im Landtag von Sachsen-Anhalt

7. Legislaturperiode (12. April 2016 – 6. Juli 2021)

Quelle: Landtag von Sachsen-Anhalt
© 2026 IW Medien / iwd

8. Legislaturperiode: Daten reichen bis zum 16. Juni 2026

FDP

92

–
CDU

164

202
Fraktionslos

161

271
Grüne

612
407

8. Legislaturperiode (seit 6. Juli 2021)

SPD

436
488

Linke

1.375
1.562

AfD

970
1.773

IW-Kurzbericht 54/2026
Knut Bergmann, Armin Mertens: Ideologische 
Muster erkennbar – Kleine Anfragen in Sach-
sen-Anhalt
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Traktoren, Kranwagen, Stahlroh-
re, Schraubenschneider und Spritz-
gusswerkzeuge: All diese Industrie-
güter bestehen zu einem erheblichen 
Teil aus Stahl oder Aluminium – und 
werden, wenn sie die Grenze der USA 
überschreiten, seit August 2025 mit 
einem Zusatz-Zollsatz von 50 Prozent 
belegt. In der Folge sind die US-Ein-
fuhren von Stahl- und Aluminium-
produkten aus dem Kernbereich der 
Industrie – betrachtet werden im Fol- 
genden Waren auf der Zehn-Steller- 
Ebene der US-Importstatistik – stark 
zurückgegangen:

Zwischen August 2025 und Mai 
2026 sind die weltweiten US-Im-
portwerte von Waren mit einem 
relevanten Anteil an Stahl und 
Aluminium, für die seit August 
2025 ein Zusatzzoll gilt, gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum um 
8,5 Prozent gesunken.

Besonders groß war das Minus 
bei den US-Importen aus China 
(Grafik):

Wer von Trumps 
Zollpolitik profitiert

Außenhandel. Aufgrund der hohen US-Zölle sind die Importe von einigen Waren 
aus Stahl und Aluminium in die Vereinigten Staaten stark zurückgegangen. Doch 
nicht alle Handelspartner sind davon gleichermaßen betroffen. Aus manchen ost-
asiatischen Staaten importieren die USA sogar deutlich mehr.

Von August 2025 bis Mai 2026 
importierten die USA 33 Prozent 
weniger der betroffenen Stahl- und 
Aluminiumprodukte aus China als 
im Vorjahreszeitraum.

Das liegt daran, dass der effektive 
US-Zollsatz – also die tatsächlich 
gezahlten Zölle in Relation zu den 
Importen – auf die betroffenen 
Stahl- und Aluminiumwaren aus 
China im genannten Zeitraum knapp 
48 Prozent betrug. Der effektive 
US-Zollsatz für diese Waren aus 
Deutschland lag bei vergleichsweise 
niedrigen 21 Prozent. Dennoch 
sanken in den betrachteten zehn 
Monaten auch die US-Importe dieser 
Güter aus Deutschland – nämlich um 
10 Prozent, was einem Warenwert 
von knapp 1,2 Milliarden Dollar 
entspricht.

Auffällig ist, dass die USA trotz 
ihrer hohen Einfuhrzölle aus einigen 
südostasiatischen Ländern deutlich 
mehr der betroffenen Stahl- und 
Aluminiumwaren importierten als 

zuvor: So haben insbesondere die 
entsprechenden US-Importe aus 
Thailand zugenommen – um stolze 
31 Prozent beziehungsweise rund 
1,4 Milliarden Dollar. Dabei ist der 
effektive US-Zollsatz für diese Güter 
aus Thailand mit 23 Prozent auch 
nicht gerade niedrig. Ähnliches gilt 
für Vietnam: Obwohl der effektive 
US-Zollsatz für die betroffenen 
Stahl- und Aluminiumprodukte aus 
Vietnam 21 Prozent betrug, stiegen 
die US-Importe aus dem Land im 
genannten Zeitraum um 12 Prozent. 
Auch aus Malaysia, Indonesien und 
Kambodscha importierten die USA 
zuletzt mehr dieser Stahl- und 
Aluminiumgüter aus dem Kernbe-
reich der Industrie.

Wie kann das sein? Die Vermu-
tung liegt nahe, dass ein Teil des 
starken Zugewinns dieser Länder auf 
die Umleitung chinesischer Waren 
zurückzuführen ist. So könnte Peking 
den chinaspezifischen Zollaufschlag 
vermeiden. Damit dürfte der tatsäch-
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liche Rückgang der US-Importe von 
chinesischen Stahl- und Aluminium-
produkten geringer sein, als die 
bilateralen Handelsdaten zeigen.

Derweil hat Brüssel die USA 
aufgefordert, die hohen Importzölle 
auf Waren mit einem hohen Stahl- 
und Aluminiumanteil bis Ende dieses 
Jahres zurückzunehmen. Für einige 
mobile Industriegüter hat das bereits 
geklappt: Seit Juni gilt etwa für 

Gabelstapler, die aus EU-Staaten in 
die USA exportiert werden, nur noch 
ein Zollsatz von 15 Prozent – auf 
diese grundsätzliche Obergrenze hat-
ten sich die USA und die EU vor gut 
einem Jahr im sogenannten „Turn-
berry Deal“ geeinigt. Länder wie 
China, die keinen Handelsdeal mit 
den USA geschlossen haben, müssen 
dagegen 25 Prozent Zollaufschlag für 
solche mobilen Industriegüter 

zahlen. Lediglich für einige Agrar-
technikprodukte sowie Heizungs- 
und Klimaanlagen hat die US-Regie-
rung im Juni den Zollsatz weltweit 
auf 15 Prozent gesenkt.

Impressum 
Herausgeber: Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. · Präsidentin:  Angelique Renkhoff-Mücke · Direktor:  Prof. Dr. Michael Hüther · Mitglieder: Verbände und Unternehmen in Deutschland  
Redaktionsleiter: Thomas Goldau (verantwortlich, kommissarisch) · Redaktion: Berit Schmiedendorf (stellv.), Carsten Ruge (Textchef), Florian Janssen, Alexander Weber 
Grafik: IW Medien GmbH · E-Mail: iwd@iwkoeln.de · Bezugspreis: € 13,64/Monat inklusive Versand und MwSt., Erscheinungsweise 14-täglich · Abo-Service: Tjerk Lorenz, Telefon: 
0221 4981-220, iwmedien@iwkoeln.de · Verlag: Institut der deutschen Wirtschaft Köln Medien GmbH, Postfach 10 18 63, 50458 Köln · Telefon: 0221 4981-0 · Druck: Warlich Druck Meckenheim 
GmbH, Meckenheim  · Rechte für Nachdruck oder elektronische Verwertung über: lizenzen@iwkoeln.de · Zur Abwicklung des Vertriebs erforderliche Daten werden nach den Bestimmun-
gen des Bundesdatenschutzgesetzes verwaltet, E-Mail: datenschutz@iwmedien.de · In dieser Publikation wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit im Zusammenhang mit Personen 
regelmäßig das grammatische Geschlecht (Genus) verwendet. Damit sind hier ausdrücklich alle Geschlechteridentitäten gemeint.

US-Zölle: Viele Länder verkaufen weniger Stahl- und Aluminiumprodukte
Um so viel Prozent veränderten sich die US-Importe von Waren aus dem Kernbereich der Industrie, bei denen Stahl und 
Aluminium wichtige Bestandteile ausmachen und für die seit Sommer 2025 ein Zusatz-Zollsatz von 50 Prozent gilt, zwischen  
August 2025 und Mai 2026 gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum 
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Menschen in Deutschland hatten 
2025 einen befristeten Arbeitsver-
trag, das entspricht 6 Prozent aller 
Erwerbstätigen zwischen 15 und 
64 Jahren, die keine Ausbildung, kein 
Studium oder keinen Freiwilligen-
dienst absolvierten – diese Gruppe 
nennt man die Kernerwerbstätigen. 
Damit ist der Anteil der befristeten 
Arbeitsverträge in den vergangenen 
zehn Jahren leicht zurückgegangen: 
2015 waren noch 7 Prozent der Ar-
beitnehmer befristet beschäftigt. 
Dabei haben Jüngere deutlich häu-
figer einen befristeten Job als ältere 
Beschäftigte. Rund 18 Prozent der 
Kernerwerbstätigen zwischen 
15 und 24 Jahren befanden sich 2025 
in einem solchen Arbeitsverhältnis, 
aber lediglich knapp 4 Prozent der 
45- bis 54-Jährigen. In der Altersklas-
se der 55- bis 64-Jährigen traf dies 
sogar nur auf etwas weniger als 
3 Prozent zu. 
Auch das Bildungsniveau und die 
Branche spielen eine Rolle. So waren 
im vergangenen Jahr annähernd 
12 Prozent der Kernerwerbstätigen 
ohne beruflichen Abschluss befristet 
beschäftigt, aber nur 4 Prozent von 
denen mit einer mittleren Berufs- 
qualifikation. Unter den Beschäf-
tigten  mit einem Meistertitel oder 
Studium waren es mit rund 6 Prozent 
etwas mehr.

Die Menschen in Europa kaufen mehr und mehr Elektroautos, in Norwegen 
sind sogar rund 95 Prozent der Neuwagen vollelektrisch. Das liegt daran, 
dass Norwegen die Elektromobilität bereits seit über 30 Jahren fördert, das 
Ladenetz sehr dicht und Strom dank Wasserkraft günstig ist. Auch Dänemark 
fördert die E-Mobilität stark: Autokäufer erhalten beim Erwerb eines Elektro-
autos einen satten Rabatt auf die Zulassungssteuer, die je nach Wert des 
Pkws bis zu 150 Prozent betragen kann. Hinzu kommt ein Grundabzug von 
rund 21.500 Euro für Stromer sowie die Nutzung intelligenter Stromtarife: Die 
Dänen laden ihre Autos vorwiegend dann, wenn Strom besonders günstig 
oder sogar kostenlos ist, weil gerade viel Wind weht und die Sonne scheint.

Top-Liste: Die Stromer-Hochburgen

Zahl der Woche

Rund
2,2
Millionen 

Fast jedes fünfte neue Auto in Deutschland
fährt rein elektrisch
So viel Prozent der im Jahr 2025 neu zugelassenen Pkws in der EU
waren reine Elektroautos  

Quelle: Eurostat 
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